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Drucksache 2902 


Bundesrepublik Deutschland 

Der Bundeskanzler Bonn, den 23. November 1956 

4 — 35200 — 3363/56 IV 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Hiermit übersende ich den von der Bundesregierung beschlossenen 

Entwurf eines Gesetzes über die Eingliederung 
des Saarlandes 

nebst Begründung (Anlage 1) mit der Bitte, die Beschlußfassung des 
Deutschen Bundestages herbeizuführen. 

Federführend ist der Bundesminister des Innern. 

Der Bundesrat hat in seiner 166. Sitzung am 23. November 1956 
gemäß Artikel 76 Abs. 2 des Grundgesetzes beschlossen, zu dem Ent- 
wurf wie aus der Anlage 2 ersichtlich Stellung zu nehmen. Wegen 
der Eilbedürftigkeit der Gesetzesvorlage sieht die Bundesregierung 
von einer schriftlichen Stellungnahme ab. Sie wird ihre Auffassung 
zu den Änderungswünschen des Bundesrates bei der Beratung des 
Gesetzentwurfs im Bundestag mündlich vortragen. 


Dr, Adenauer 


Drude: Bonner Universitäts-Buchdruckerei, Bonn 
Alleinvertrieb: Dr. Hans Heger, Bad Godesberg 
Rheinallee 20, Telefon 3551 



Anlage 1 


Entwurf eines Gesetzes 

über die Eingliederung des Saarlandes 


Der Bundestag hat, nachdem das Saarland 
seinen Beitritt nach Artikel 23 des Grundge- 
setzes erklärt hat, mit Zustimmung des Bun- 
desrates das folgende Gesetz beschlossen: 

§ 1 

(1) Das Grundgesetz für die Bundesrepu- 
blik Deutschland gilt vom Inkrafttreten die- 
ses Gesetzes an auch im Saarland. Die Be- 
stimmungen dieses Gesetzes und des Vertra- 
ges zwischen der Bundesrepublik Deutsch- 
land und der Französischen Republik zur 
Regelung der Saarfrage (Saarvertrag) bleiben 
unberührt. 

(2) Das Saarland wird mit dem Inkrafttre- 
ten dieses Gesetzes ein Land der Bundesrepu- 
blik Deutschland. Die in Artikel 29 Abs. 2 
und 6 des Grundgesetzes vorgesehenen Fri- 
sten beginnen am 1. Januar 1960 zu laufen. 

(3) Das bei Inkrafttreten dieses Gesetzes 
in der Bundesrepublik Deutschland geltende 
Staatsangehörigkeitsrecht gilt auch im Saar- 
land. 

§ 2 

Bis zum Ablauf der gegenwärtigen Wahl- 
periode entsendet das Saarland zehn Abge- 
ordnete nach folgenden Vorschriften in den 
Deutschen Bundestag: 

l.Der Landtag des Saarlandes wählt alsbald 
nach Inkrafttreten dieses Gesetzes aus sei- 
ner Mitte die Abgeordneten auf der 
Grundlage der Zusammensetzung des 
Landtages am 1. Januar 1957. Die Zahl 
der auf die einzelnen Fraktionen und 
Gruppen entfallenden Abgeordneten wird 
auf Grund der Stimmenzahlen der Parteien 
bei der letzten Landtagswahl im Höchst- 
zahlverfahren d’Hondt festgestellt. Die 


Fraktionen und Gruppen, auf die Vertre- 
ter entfallen, reichen für die Wahl Vor- 
schlagslisten ein, die mindestens doppelt so- 
viel Bewerber enthalten müssen, wie Abge- 
ordnete auf sie entfallen. Die Abgeordne- 
ten werden vom Landtag mit Mehrheit ge- 
wählt. Soweit eine Fraktion oder Gruppe 
Bewerber nicht oder nicht in der vorge- 
schriebenen Mindestzahl vorschlägt, blei- 
ben die auf sie entfallenden Sitze unbe- 
setzt. Für die Wahl gelten im übrigen die 
Vorschriften der Geschäftsordnung des 
Landtages. 

2. Der Präsident des Landtages fordert die 
Gewählten auf, binnen zwei Tagen schrift- 
lich zu erklären, ob sie die Wahl anneh- 
men. Die Gewählten erwerben die Mit- 
gliedschaft im Bundestag mit dem Eingang 
der schriftlichen Annahmeerklärung bei 
dem Präsidenten des Landtages. Gibt der 
Gewählte bis zum Ablauf der gesetzten 
Frist keine Erklärung ab, so gilt die Wahl 
als zu diesem Zeitpunkt angenommen. 

3. Für die Wählbarkeit und den Verlust der 
Mitgliedschaft im Bundestag gelten die Be- 
stimmungen des Wahlgesetzes zum zwei- 
ten Bundestag und zur Bundesversamm- 
lung vom 8. Juli 1953 (Bundesgesetzbl. I 
S. 470) entsprechend. Scheidet ein Mitglied 
aus, so wählt der Landtag aus der glei- 
chen Vorschlagsliste, nach der der Ausge- 
schiedene gewählt war, einen Ersatzmann. 
Enthält diese Vorschlagsliste nicht mehr 
mindestens doppelt soviel Bewerber, wie 
Ersatzmänner zu wählen sind, ist die Vor- 
schlagsliste zu ergänzen; geschieht dies 
nicht, so bleibt der Sitz unbesetzt. 

4. Der Präsident des Landtages übermittelt 
das Ergebnis der Wahl dem Präsidenten 
des Bundestages. 
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§ 3 

Das im Saarland geltende Recht gilt fort, 
soweit es nicht dem Grundgesetz wider- 
spricht. 

§ 4 

Recht, das Gegenstände der ausschließ- 
lichen Gesetzgebung des Bundes betrifft, 
wird Bundesrecht. 

§ 5 

Recht, das Gegenstände der konkurrieren- 
den Gesetzgebung des Bundes betrifft, wird 
Bundesrecht, soweit es sich auf Sachgebiete 
bezieht, die im gesamten übrigen Geltungs- 
bereich des Grundgesetzes bundesrechtlich 
geregelt sind. 

§ 6 

Das Saarland wird ermächtigt, bis zum 
Ende der Übergangszeit nach Artikel 3 des 
Saarvertrages mit Zustimmung der Bundes- 
regierung 

1. das Recht der bei Inkrafttreten dieses Ge- 
setzes auf der saarländischen Gesetzgebung 
beruhenden Monopole zu ändern oder auf- 
zuheben, 

2. im Bereiche der konkurrierenden Gesetz- 
gebung, soweit nicht allgemeines Bundes- 
recht im Saarland eingeführt ist oder der 
Bund neues Recht mit Geltung für das 
Saarland setzt, 

a) Recht, das Bundesrecht geworden ist, 
zu ändern oder aufzuheben, 

b) auf Sachgebieten, die im gesamten übri- 
gen Geltungsbereich des Grundgesetzes 
bundesrechtlich geregelt sind, neues 
Recht zu setzen. 

Die nach Satz 1 erlassenen Rechtsvorschriften 
gelten als Bundesrecht. 

§ 7 

Die Vorschriften der §§ 4 und 5 finden 
auf das von der ehemaligen Besatzungsmacht 
gesetzte Recht keine Anwendung. 

§ 8 

Bis zum Ende der Übergangszeit nach Ar- 
tikel 3 des Saarvertrages finden die Bestim- 
mungen der §§ 3 bis 6 auf Recht, das auf 
Grund des Saarvertrages fortgilt oder neu 
gesetzt wird, keine Anwendung. 


§ 9 

(1) Natürliche Personen, die am 1. Januar 
1957 weder ihren Wohnsitz oder gewöhn- 
lichen Aufenthalt noch ihre gewerbliche Nie- 
derlassung im Saarland haben, bedürfen bis 
zum Ablauf von sechs Monaten nach Beendi- 
gung der Übergangszeit nach Artikel 3 des 
Saarvertrages für die Aufnahme einer ge- 
werblichen Tätigkeit im Saarland unbescha- 
det der sonstigen Voraussetzungen einer be- 
sonderen Erlaubnis der zuständigen Landes- 
behörde. 

( 2 ) Die Erlaubnis kann versagt werden, 
wenn die Aufnahme der gewerblichen Tätig- 
keit den schutzwürdigen Interessen der saar- 
ländischen Wirtschaft oder eines ihrer Zweige 
zuwiderläuft. 

(3) Die Absätze 1 und 2 gelten entspre- 
chend für juristische Personen, die am 1. Ja- 
nuar 1957 weder ihren Sitz noch eine ge- 
werbliche Niederlassung im Saarland haben. 

§ 10 

Bis zum Ende der Übergangszeit nach Ar- 
tikel 3 des Saarvertrages gilt für die finan- 
ziellen Beziehungen zwischen dem Bund und 
dem Saarland die folgende Regelung: 

1. Das Saarland behält die in seinem Gebiet 
anfallenden Einnahmen auch insoweit, als 
sie im übrigen Geltungsbereich des Grund- 
gesetzes dem Bund zustehen. Das Saarland 
trägt die in seinem Gebiet anfallenden 
Ausgaben auch insoweit, als sie im übrigen 
Geltungsbereich des Grundgesetzes vom 
Bund getragen werden. 

2. Die Höhe der im Landeshaushaltsplan zu 
veranschlagenden Aufwendungen für die 
Durchführung von Aufgaben in bundes- 
eigener Verwaltung und Bundesauftrags- 
verwaltung bemißt sich nach dem Gesamt- 
betrag der im Landeshaushaltsplan 1956 
hierfür veranschlagten Aufwendungen; Ab- 
weichungen bedürfen der Zustimmung der 
Bundesregierung. Aufwendungen im Sinne 
dieser Vorschrift sind die Ausgaben abzüg- 
lich der mit ihnen zusammenhängenden 
Einnahmen. 

3. Das Saarland nimmt am Finanzausgleich 
unter den Ländern nidit teil. 

4. Der Bund und die Länder können dem 
Saarland für einzelne Rechnungsjahre eine 
Finanzhilfe gewähren, um einen auf andere 
Weise nicht auszugleichenden Fehlbedarf 
im Landeshaushalt zu decken und eine An- 
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passung der Wirtschaft im Saarland an die 
Wirtschaftsstruktur und Wirtschaftsent- 
wicklung im übrigen Geltungsbereich des 
Grundgesetzes zu fördern. 

§ 11 

(1) Das Unternehmen „Eisenbahnen des 
Saarlandes“ wird mit Wirkung vom 1. Ja- 
nuar 1957 in die Deutsche Bundesbahn über- 
geführt. 

(2) Das Eigentum und alle sonstigen Ver- 
mögensrechte, die zum früheren Sonderver- 
mögen „Deutsche Reichsbahn“ gehören und 
sich im Saarland befinden, sind mit Wirkung 
vom 1. Januar 1957 Vermögen der Bundes- 
republik Deutschland. Sie sind Bestandteile 
des Sondervermögens „Deutsche Bundes- 
bahn“. Dazu gehören auch alle Vermögens- 
rechte, die nach dem 8. Mai 1945 entweder 
mit Mitteln des früheren Sondervermögens 
„Deutsche Reichsbahn“ erworben, oder die 
dem Betrieb der „Eisenbahnen des Saarlan- 
des“ oder ihrer Vorgängerverwaltungen ge- 
widmet worden sind, ohne Rücksicht darauf, 
für welchen Rechtsträger sie erworben wur- 
den. Das gilt auch für Rechte, die durch Ge- 
setz für unübertragbar oder nur auf Grund 
besonderer Vereinbarung für übertragbar er- 
klärt worden sind. 

(3) Mit den Vermögensrechten (Absatz 2) 
gehen gleichzeitig die Verbindlichkeiten der 
Eisenbahnen des Saarlandes im Rahmen des 
§ 3 Abs. 2 Satz 1 zweiter Halbsatz des Bun- 
desbahngesetzes vom 13. Dezember 1951 
(Bundesgesetzbl. I S. 955) vorbehaltlich der 
nach Artikel 134 Abs. 4 des Grundgesetzes 
noch zu erlassenden gesetzlichen Regelung 
auf das Sondervermögen „Deutsche Bundes- 
bahn“ über. 

§ 12 

(1) Das Eigentum und alle sonstigen Ver- 
mögensrechte, die zum früheren Sonderver- 
mögen „Deutsche Reichspost“ gehören und 
sich im Saarland befinden, sind mit Wirkung 
vom 1. Januar 1957 Vermögen der Bundes- 
republik Deutschland. Sie sind Bestandteile 
des Sondervermögens „Deutsche Bundes- 
post“. Dazu gehören auch alle Vermögens- 
rechte, die nach dem 8. Mai 1945 entweder 
mit Mitteln des früheren Sondervermögens 
„Deutsche Reichspost“ erworben, oder die 
dem Betrieb der Post- und Telegraphenver- 
waltung des Saarlandes oder ihrer Vorgän- 
gerverwaltungen gewidmet worden sind, 


ohne Rücksicht darauf, für welchen Rechts- 
träger sie erworben wurden. Dies gilt auch 
für Rechte, die durch Gesetz für unübertrag- 
bar oder nur auf Grund besonderer Verein- 
barung für übertragbar erklärt worden sind. 

(2) Absatz 1 findet keine Anwendung auf 
Vermögensrechte, die am 18. Juni 1952 aus- 
schließlich für Zwecke des deutschen Unter- 
haltungsrundfunks verwendet worden sind. 
Bezüglich dieser Vermögenswerte bleibt eine 
spätere gesetzliche Regelung Vorbehalten. 

(3) Mit den Vermögensrechten (Absatz 1) 
gehen gleichzeitig die mit ihnen in Zusam- 
menhang stehenden Verbindlichkeiten ein- 
schließlich der Verbindlichkeiten aus dem 
Postscheck- und Postsparkassendienst der 
saarländischen Post vorbehaltlich der nach 
Artikel 134 Abs. 4 des Grundgesetzes noch 
zu erlassenden gesetzlichen Regelung auf das 
Sondervermögen „Deutsche Bundespost“ 
über. Von dem Übergang sind ausgenom- 
men die aus dem Abrechnungsverkehr mit 
Frankreich und dem Währungsausland auf 
den 3i. Dezember 1956 festzustellenden 
Restverbindlichkeiten sowie die Restverbind- 
lichkeiten aus sonstigen durchlaufenden Gel- 
dern. 

§ 13 

(1) Die im Dienst der „Eisenbahnen des 
Saarlandes“ und der Post- und Telegraphen- 
verwaltung des Saarlandes stehenden Beam- 
ten werden mit dem Inkrafttreten dieses Ge- 
setzes unmittelbare Bundesbeamte. Ihre 
Rechtsverhältnisse bestimmen sich bis zur 
Einführung des für die übrigen Beamten der 
Deutschen Bundesbahn und der Deutschen 
Bundespost geltenden Rechts nach dem 
im Zeitpunkt des Inkrafttretens dieses 
Gesetzes für sie geltenden Recht; die Be- 
amten leisten den Diensteid nach § 58 des 
Bundesbeamtengesetzes. Satz 2 gilt auch für 
Personen, die nach Inkrafttreten dieses Ge- 
setzes im Saarland als Beamte der Deutschen 
Bundesbahn und der Deutschen Bundespost 
eingestellt werden. 

(2) Die im Dienst der „Eisenbahnen des 
Saarlandes“ und der Post- und Telegraphen- 
verwaltung des Saarlandes stehenden Ange- 
stellten und Arbeiter sind von der Deutschen 
Bundesbahn und der Deutschen Bundespost 
zu übernehmen. Die für ihre Rechtsverhält- 
nisse geltenden Bestimmungen und Dienst- 
ordnungen bleiben bis zur Neuregelung 
durch Tarifverträge bestehen. Absatz 1 
Satz 3 gilt entsprechend. 
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(3) Die Deutsche Bundesbahn und die 
Deutsche Bundespost übernehmen vom In- 
krafttreten dieses Gesetzes an die Zahlung 
der aus Mitteln der „Eisenbahnen des Saar- 
landes“ und der Post- und Telegraphenver- 
waltung des Saarlandes zu tragenden Ver- 
sorgungsbezüge. Absatz 1 Satz 2 und 3 gilt 
entsprechend. 

(4) Im Anwendungsbereich der Absätze 1 
bis 3 treten an die Stelle der nach bisherigem 
Recht für die Ernennung und Entlassung der 
Beamten und für andere dienst- oder versor- 
gungsrechtliche Entscheidungen zuständigen 
Stellen die nach Bundesrecht hierfür zustän- 
digen Stellen. 

(5) Für Beamte, Angestellte und Arbeiter 
und für Versorgungsempfänger anderer 
Verwaltungen oder Einrichtungen im Saar- 
land, die vom Bund übernommen werden 
oder deren Aufgaben auf den Bund über- 
gehen, gelten Absatz 1 Satz 2 und 3 sowie 
die Absätze 2 bis 4 entsprechend. 

§ 14 

Das Bundeswahlgesetz vom 7. Mai 1956 
(Bundesgesetzbl. I S. 383) tritt mit dem In- 
krafttreten dieses Gesetzes im Saarland in 
Kraft. Das Saarland wird nach Maßgabe der 
Anlage in fünf Wahlkreise eingeteilt. Das 
Bundes Wahlgesetz wird wie folgt geändert: 

1. Es werden ersetzt 

in § 1 Abs. 1 die Zahl 506 durch die Zahl 

516, 

in § 1 Abs. 2 die Zahl 253 durch die Zahl 

258, 

in § 54 Nr. 1 die Zahl 484 durch die Zahl 

494 

und die Zahl 242 durch die Zahl 247. 

2. In der Anlage treten die nach Satz 2 ge- 
bildeten fünf Wahlkreise als Wahlkreise 

Nr. 243 bis 247 hinzu. 

§ 15 

Mit dem Inkrafttreten dieses Gesetzes tre- 
ten im Saarland ferner in Kraft 

a) das Gesetz über das Bundesverfassungsge- 
richt vom 12. März 1951 {Bundesgesetz- 
bl. I S. 243) in der Fassung des Gesetzes 
zur Änderung des Gesetzes über das Bun- 
desverfassungsgericht vom 21. Juli 1956 
(Bundesgesetzbl. I S. 662), 


b) das Wahlprüfungsgesetz vom 12. März 
1951 (Bundesgesetzbl. I S. 166), 

c) das Gesetz über die Rechtsstellung der in 
den Deutschen Bundestag gewählten An- 
gehörigen des öffentlichen Dienstes vom 
4. August 1953 (Bundesgesetzbl. I S. 777), 

d) das Gesetz über das Paßwesen vom 

4. März 1952 (Bundesgesetzbl. I S. 290) 
in der Fassung des Gesetzes zur Änderung 
des Gesetzes über das Paßwesen vom 
24. Mai 1956 (Bundesgesetzbl. I S. 435) 
mit der Maßgabe, daß die Regierung des 
Saarlandes ermächtigt wird, Rechtsver- 
ordnungen über die Gebühren für die 
Ausfertigung von Pässen und sonstigen 
Reisepapieren mit Gültigkeit bis zum 
31. Dezember 1959 zu erlassen, 

e) das Gesetz über Personalausweise vom 
19. Dezember 1950 (Bundesgesetzbl. 

5. 807) in der Fassung des Gesetzes zur 
Änderung des Gesetzes über Personalaus- 
weise vom 25. Dezember 1954 (Bundesge- 
setzbl. I S. 508), 

f) die Verordnung des Bundesministers des 
Innern über Reiseausweise als Paßersatz 
und über die Befreiung vom Paß- 
und Sichtvermerkszwang (Paßverord- 
nung) vom 17. Mai 1952 (Bundesgesetz- 
bl. I S. 295) in der Fassung der Verord- 
nungen vom 14. Februar 1955 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 77), vom 12. Mai 1956 
(Bundesgesetzbl. I S. 425) und vom 
26. Juli 1956 (Bundesgesetzbl. I S. 670), 

g) das Gesetz über den Bundesgrenzschutz 
und die Einrichtung von Grenzschutzbe- 
hörden vom 16. März 1951 (Bundesge- 
setzbl. I S. 201), 

h) das Gesetz über die Einrichtung eines 
Bundeskriminalpolizeiamtes (Bundeskri- 
minalamtes) vom 8. März 1951 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 165), 

i) das Gesetz über die Zusammenarbeit des 
Bundes und der Länder in Angelegenhei- 
ten des Verfassungsschutzes vom 27. Sep- 
tember 1950 (Bundesgesetzbl. S. 682), 

k) das Allgemeine Eisenbahngesetz vom 
29. März 1951 (Bundesgesetzbl. I S. 225), 

l) das Bundesbahngesetz vom 13. Dezember 
1951 (Bundesgesetzbl. I S. 955), 

m) das Gesetz über die Verwaltung der Deut- 
schen Bundespost (Postverwaltungsge- 
setz) vom 24. Juli 1953 {Bundesgesetzbl. I 
S. 676), 
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n) das Gesetz zum Schutz deutschen Kultur- 
gutes gegen Abwanderung vom 6. Au- 
gust 1955 (Bundesgesetzbl. I S. 501), 

o) das Gesetz über den gewerblichen Bin- 
nenschiffsverkehr vom 1. Oktober 1953 
(Bundesgesetzbl. I S. 1453), 

p) das Gesetz über die Aufgaben des Bundes 
auf dem Gebiet der Binnenschiffahrt vom 
15. Februar 1956 (Bundesgesetzbl. II 
S. 317), 

q) das Straßenverkehrsgesetz vom 19. De- 
zember 1952 (Bundesgesetzbl. I S. 837), 

r) das Gesetz über die Haftpflichtversiche- 
rung für ausländische Kraftfahrzeuge und 
Kraftfahrzeuganhänger vom 24. Juli 
1956 (Bundesgesetzbl. I S. 667), 

s) das Gesetz über die vermögensrechtlichen 
Verhältnisse der Bundeswasserstraßen 
vom 21. Mai 1951 (Bundesgesetzbl. I 
S. 352). 

§ 16 

(1) Die Bundesregierung wird ermächtigt, 
bis zum Ende der Übergangszeit nach Ar- 
tikel 3 des Saarvertrages durch Rechtsverord- 
nung im übrigen Bundesgebiet geltendes 
Bundesrecht im Saarland einzuführen. Sie 
kann dabei Vorschriften über die Zuständig- 
keit von Behörden und deren Verfahren dem 
besonderen Verwaltungsaufbau des Saarlan- 
des anpassen. 

(2) Rechtsverordnungen nach Absatz 1 be- 
dürfen nicht der Zustimmung des Bundes- 
rates. Vor ihrem Erlaß ist die Regierung des 
Saarlandes zu hören. 

§ 17 

(1) Die Bundesregierung wird ermächtigt, 
durch Rechtsverordnung 


1. die Deutsche-Mark-Währung im Saarland 
einzuführen; 

2. Vorschriften zur Durchführung des Ar- 
tikel 55 des Saarvertrages zu erlassen; 

3. Schuldverhältnisse so umzustellen, daß da- 
durch die vertraglichen Beziehungen zwi- 
schen Gläubigern und Schuldnern wirt- 
schaftlich insoweit verändert werden, als 
dies durch die mit der Eingliederung des 
Saarlandes in die Wirtschaftseinheit der 
Bundesrepublik und der Einführung der 
deutschen Währung verbundenen wirt- 
schaftlichen Folgen zum Ausgleich der ent- 
gegenstehenden Interessen von Gläubigern 
und Schuldnern geboten ist; 

4. Vorschriften über die Erhebung von Ab- 
gaben und die Gewährung von Leistungen 
zu erlassen, soweit diese im Zeitpunkt der 
Eingliederung des Saarlandes in die Wirt- 
schaftseinheit der Bundesrepublik geboten 
sind, um einen gerechten Ausgleich der 
hierbei entstehenden wirtschaftlichen Vor- 
teile und Lasten herbeizuführen. 

(2) Rechtsverordnungen nach Absatz 1 be- 
dürfen nicht der Zustimmung des Bundesra- 
tes. Vor ihrem Erlaß ist die Regierung des 
Saarlandes zu hören. 

§ 18 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 
Abs. 1 des Dritten Überleitungsgesetzes vom 
4. Januar 1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) auch 
im Lande Berlin. Rechtsverordnungen, die 
auf Grund dieses Gesetzes erlassen werden, 
gelten im Lande Berlin nach § 14 des Dritten 
Überleitungsgesetzes. 

§ 19 

Dieses Gesetz tritt am in 

Kraft. 
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Anlage 

(zu § 14) 


W ahlkreiseinteilung 


Nr. des 

Wahl- Name des Wahlkreises Gebiet des Wahlkreises 

kreises 


Saarland 

243 Saarbrücken-Stadt Stadt Saarbrücken, 

vom Kreis Saarbrücken-Land die Stadt Dud- 
weiler und die Amtsbezirke Brebach, Klein- 
blittersdorf und Riegelsberg 

244 Saarbrücken-Land Kreis Saarbrücken-Land ohne die Stadt Dud- 

weiler und die Amtsbezirke Brebach, Klein- 
blittersdorf und Riegelsberg, 

vom Kreis Saarlouis die Amtsbezirke Bous/ 
Saar und Wadgassen 

245 Saarlouis — Merzig Kreis Saarlouis ohne die Amtsbezirke Bous/ 

Saar, Lebach, Schmelz und Wadgassen, 

Kreis Merzig-Wadern 

246 Ottweiler — St. Wendel Kreis Ottweiler ohne die Stadt Neunkirchen/ 

Saar und den Amtsbezirk Spiesen, 

Kreis St. Wendel, 

vom Kreis Saarlouis die Amtsbezirke Lebach 
und Schmelz 

247 Homburg — St. Ingbert Kreise Homburg, St. Ingbert, 

vom Kreis Ottweiler die Stadt Neunkirchen/ 
Saar und der Amtsbezirk Spiesen 
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Begründung 


Das Inkrafttreten des Vertrages zwischen der 
Bundesrepublik Deutschland und der Fran- 
zösischen Republik zur Regelung der Saar- 
frage macht es notwendig, unter Beachtung 
dieses Vertrages die staatsrechtliche Stellung 
des Saarlandes innerhalb der Bundesrepublik 
von diesem Zeitpunkt ab zu regeln. Erfor- 
derlich sind Vorschriften über die Ein- 
fügung des Saarlandes in die territoriale Glie- 
derung der Bundesrepublik, über seine Be- 
teiligung an der Bildung oberster Bundesor- 
gane, soweit sie sich nicht schon aus seiner 
Stellung als Bundesland ergibt, über die Wei- 
tergeltung bisher im Saarland geltenden 
Rechts und über die Einführung des im übri- 
gen Geltungsbereich des Grundgesetzes gel- 
tenden Bundesrechts. 

Einer Änderung oder Ergänzung des Grund- 
gesetzes bedarf es hierfür nicht. Ebenso wie 
das Vertragsgesetz selbst beruht das vor- 
liegende Gesetz auf der verfassungsrecht- 
lichen Ermächtigung und Verpflichtung an 
den Gesetzgeber in Artikel 23 Satz 2 GG, 
das Grundgesetz „in anderen Teilen Deutsch- 
lands nach deren Beitritt in Kraft zu setzen c< . 
Es ist nie bezweifelt worden, daß diese Er- 
mächtigung dem einfachen Gesetzgeber er- 
teilt ist. Dabei kann eine — durch die 
politische und wirtschaftliche Lage gefor- 
derte — schrittweise Einführung des Grund- 
gesetzes, also eine vorübergehende Modifika- 
tion grundgesetzlicher Normen nicht ausge- 
schlossen sein, sofern nur das Endziel der 
vollständigen Unterstellung des Saarlandes 
unter die Geltung des Grundgesetzes in 
größtmöglichem Maße angestrebt wird. Eine 
solche Anpassung und vorübergehende Mo- 
difikation des Grundgesetzes ist wegen der 
zwischenzeitlichen unterschiedlichen Entwick- 
lung in dem hinzutretenden Teil einerseits 
und im übrigen Bundesgebiet andererseits 
im Falle eines späteren Beitritts eines Teiles 
Deutschlands unvermeidbar. Würde man sie 
nur bei gleichzeitiger Änderung des Grund- 
gesetzes für zulässig erachten, so könnte von 
der in Artikel 23 GG dem einfachen Gesetz- 
geber erteilten Ermächtigung nie Gebrauch 
gemacht werden. Es wäre schwer einzusehen, 
welchen Sinn Artikel 23 Satz 2 GG dann 
noch hätte. 

Zu § 1 

Absatz 1; Es bedarf zunächst des Ausspruchs, 
daß vom Inkrafttreten dieses Gesetzes an das 


Grundgesetz auch im Saarland gilt. Im Hin- 
blick auf die mit dem Saarvertrag übernom- 
menen völkerrechtlichen Verpflichtungen und 
die der Eingliederung des Saarlandes und der 
Überleitung der dort geltenden Rechtsvor- 
schriften dienenden Bestimmungen dieses Ge- 
setzes kann das Grundgesetz aber nicht so- 
fort in seinem ganzen Umfang im Saarland 
angewendet werden. Es war daher ein da- 
hingehender Vorbehalt in das Gesetz aufzu- 
nehmen. 

Absatz 2 erkennt dem Saarland die Stellung 
eines Bundeslandes zu. Damit wird die staats- 
rechtliche Stellung des Saarlandes innerhalb 
der Bundesrepublik festgelegt, und es werden 
grundsätzlich alle Vorschriften des Grund- 
gesetzes, die Rechte und Pflichten der Bun- 
desländer betreffen, mit dieser Bestimmung 
auf das Saarland anwendbar. Es bedarf ins- 
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mungen über die Beteiligung am Bundesrat; 
sie ergibt sich unmittelbar aus Artikel 50 ff. 
GG. 

Nach Satz 2 sind auch die Vorschriften des 
Grundgesetzes über die Neugliederung des 
Bundesgebietes grundsätzlich auf das Saar- 
land anwendbar. Der Beginn der in Arti- 
kel 29 Abs. 2 GG bestimmten Frist für 
Volksbegehren und der Beginn der Zwei- 
jahresfrist des Artikels 29 Abs. 6 muß jedoch 
auf den 1. Januar 1960 hinausgeschoben wer- 
den, da Neugliederungsmaßnahmen hinsicht- 
lich des Saarlandes praktisch erst dann mög- 
lich sein werden, wenn alle im Saarvertrag 
für die Übergangszeit vereinbarten Beschrän- 
kungen der vollen Eingliederung des Saar- 
landes weggefallen sind. 

Absatz 3 soll klarstellen, daß sich die Staats- 
angehörigkeit der Bevölkerung des Saarlan- 
des nach dem im übrigen Bundesgebiet gel- 
tenden Recht bestimmt. 

Zu § 2 

Aus der Eingliederung des Saarlandes in die 
Bundesrepublik folgt, daß seine Bevölkerung 
im Bundestag vertreten sein muß. In § 14 
ist daher die Einführung des Bundeswahlge- 
setzes vorgesehen, nach dem in Zukunft auch 
im Saarland die Wahl zum Deutschen Bun- 
destag durchgeführt werden soll. 

Um der saarländischen Bevölkerung auch für 
die Zeit bis zur nächsten Bundestagswahl 
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eine den übrigen Bevölkerungsteilen der Bun- 
desrepublik gleiche Vertretung im Bundes- 
tag einzuräumen, wären an sich Ergänzungs- 
wahlen im Saarland nach den Bestimmungen 
des Wahlgesetzes zum zweiten Bundestag 
und zur Bundesversammlung vom 8. Juli 
1953 (BGBl. I S. 470) erforderlich. Im Hin- 
blick darauf, daß die Tätigkeit des gegenwär- 
tigen Bundestages vom 1. Januar 1957 ab 
vermutlich nur noch etwa 7 Monate dauern 
wird, sieht der Entwurf für den Rest der 
Wahlperiode nur eine mittelbare Wahl der 
Volksvertreter der Saar durch den Landtag 
des Saarlandes vor. Der Entwurf geht dabei 
davon aus, daß Artikel 23 Satz 2 GG auch 
hinsichtlich der Wahl der Bundestagsabgeor d- 
neten des Saarlandes eine vorübergehende 
Modifikation des Grundgesetzes — hier des 
Artikels 38 — zuläßt, die durch die besonde- 
ren Verhältnisse der Übergangszeit geboten 
ist. 

Bei der mittelbaren Wahl der Abgeordneten 
des Saarlandes durch den Landtag soll die 
Zahl der in den Bundestag zu entsendenden 
Abgeordneten auf die im Landtag durch 
Fraktionen oder Gruppen vertretenen Par- 
teien im Verhältnis ihrer Stimmzahl bei der 
Landtagswahl am 18. Dezember 1955 im 
Höchstzahlverfahren d’Hondt verteilt wer- 
den, so daß die Parteien des Saarlandes im 
Bundestag im gleichen Verhältnis vertreten 
sind wie im saarländischen Landtag. Die Ab- 
geordneten, die auf eine Fraktion oder 
Gruppe entfallen, sollen jedoch, um im mög- 
lichen Umfang auch hier Grundsätze der Per- 
sönlichkeitswahl zur Geltung zu bringen, 
vom Landtag einzeln mit Mehrheit gewählt 
werden. Grundlage dafür sollen Vorschlags- 
listen der Fraktionen oder Gruppen sein, auf 
die Abgeordnete entfallen. Diese Vorschlags- 
listen müssen, wenn die Wahl nach Mehr- 
heitswahlgrundsätzen stattfinden soll, so ge- 
staltet werden, daß dem Landtag eine Aus- 
wahl unter den vorgeschlagenen Bewerbern 
möglich ist. Für den Fall, daß entsprechende 
Vorschlagslisten nicht eingereicht werden, 
sollen die Sitze unbesetzt bleiben. 

Zu §§ 3 bis 8 (Überleitung des am 1. Januar 
1957 im Saarland geltenden Rechts) 

Die Einbeziehung des Saarlandes in den Gel- 
tungsbereich des Grundgesetzes macht Bestim- 
mungen über die Fortgeltung des im Saar- 
land geltenden Rechts aus der Zeit vor der 
Eingliederung notwendig. Zur Zeit gelten im 
Saarland Rechtsvorschriften, die aus unter- 


schiedlichen Quellen stammen. Neben altem 
Reichs- und Landesrecht und dem vom Saar- 
land nach 1945 neu gesetzten Recht steht Be- 
satzungsrecht und französisches Recht in Gel- 
tung. Die Artikel 123 bis 125 GG sind nicht 
unmittelbar anwendbar, weil sie auf den 
Zeitpunkt des ersten Zusammentritts des 
Bundestages abstellen und Rechtsfolgen an 
Sachverhalte knüpfen, die bei der Saarein- 
gliederung nicht gegeben sind. Ihr Rechtsge- 
halt ist daher den besonderen Bedürfnissen 
der Eingliederung des Saarlandes entspre- 
chend umgeformt worden. Artikel 126 GG 
gilt dagegen unmittelbar auch hier. 

Zu § 3 

§ 3 statuiert die grundsätzliche Kontinuität 
des Rechts im Saarland. Diese Bestimmung 
ist auf alle Rechtsvorschriften anzuwenden, 
aus welcher Quelle sie auch stammen. Damit 
gilt zunächst auch das Besatzungsrecht und 
das französische Recht weiter, was ohne eine 
solche Bestimmung wegen des ius postliminii 
nicht unzweifelhaft wäre. Zur Vermeidung 
eines Rechtsvakuums auf einzelnen Gebieten 
ist jedoch eine vorläufige Weitergeltung auch 
dieser Vorschriften erforderlich. 

Von der Fortgeltung müssen die Rechtsvor- 
schriften ausgenommen werden, die dem 
Grundgesetz widersprechen. „ Separations- 
recht“ wird damit seine Geltung ohne be- 
sondere Aufhebung verlieren. Bei der Fest- 
stellung, welche Rechtsvorschriften dem 
Grundgesetz widersprechen, ist zu beachten, 
daß das Grundgesetz nach § 1 dieses Gesetzes 
im Saarland nur mit bestimmten Vorbehal- 
ten anzuwenden ist. 

Recht, das auf Grund des Saarvertrages fort- 
gilt oder neu gesetzt wird, unterliegt den 
§§ 3 bis 6 erst nach Beendigung der Über- 
gangszeit (§ 8). 

Zu § 4 

§§ 4 und 5 regeln in Anlehnung an Ar- 
tikel 124 und 125 GG die Rechtsqualität des 
nach § 3 weitergeltenden Rechts, soweit es 
sich um deutsches Recht handelt (vgl. § 7). 

Nach § 4 soll alles im Saarland geltende Recht 
im Bereich der ausschließlichen Gesetzge- 
bungskompetenz des Bundes Bundesrecht 
werden, so daß dem Saarland darüber keine 
Verfügungsgewalt mehr zusteht. Sofern im 
Einzelfall eine saarländische Sonderregelung 
geboten sein sollte, kann eine Ermächtigung 
nach Artikel 71 GG erteilt werden. Eine Er- 
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mächtigung besonderer Art enthält bereits 
das Gesetz in § 6 Nr. 1 (vgl. Begründung 
hierzu). 

Zu § 5 

Im Bereich der konkurrierenden Gesetzge- 
bung soll das im Saarland geltende Recht 
dann Bundesrecht werden, wenn die betref- 
fende Materie im gesamten übrigen Bundes- 
gebiet bundesrechtlich — aber nicht notwen- 
dig bundeseinheitlich — geregelt und dadurch 
der Landesgesetzgebung entzogen ist. Diese 
Rechtsfolge soll auch dann eintreten, wenn 
das im Saarland geltende Recht inhaltlich 
nicht mit dem im übrigen Bundesgebiet gel- 
tenden Recht übereinstimmt. Auch auf den 
Gebieten, die zwar im gesamten übrigen 
Bundesgebiet durch Bundesrecht, im Saarge- 
biet aber nicht gesetzlich geregelt sind, tritt 
die Sperrwirkung nach Artikel 72 GG für 
neues Landesrecht ein; denn der Bund hat 
mit der Regelung im übrigen Bundesgebiet 
seine Zuständigkeit für den gesamten Gel- 
tungsbereich des Grundgesetzes in Anspruch 
genommen. Auch wenn die bundesrechtliche 
Regelung nicht sofort im Saargebiet gilt, so 
darf doch nicht neues Landesrecht das Ziel 
der Bundeseinheitlichkeit gefährden. 

Von der Einführung einer dem Artikel 125 
Nr. 2 GG entsprechenden Vorschrift kann 
abgesehen werden, weil kein Bedürfnis be- 
steht, im Bereich der konkurrierenden Ge- 
setzgebungszuständigkeit Sachgebiete, die 
nicht im gesamten übrigen Bundesgebiet bun- 
desrechtlich geregelt sind, für das Bundes- 
recht in Anspruch zu nehmen. 

Die Transformierung des saarländischen 
Rechts auf dem Gebiete der konkurrierenden 
Gesetzgebung in Bundesrecht eröffnet vor al- 
lem die Möglichkeit der Revision zu den obe- 
ren Bundesgerichten. 

Zu § 6 

Das Recht der auf der saarländischen 
Gesetzgebung beruhenden Monopole gilt 
nicht auf Grund des Saarvertrages, son- 
dern nach § 3 dieses Gesetzes fort. Da 
das Recht der Finanzmonopole nach Ar- 
tikel 105 Abs. 1 GG zum Bereich der 
ausschließlichen Gesetzgebungsbefugnis des 
Bundes gehört und daher nach § 4 dieses 
Gesetzes Bundesrecht wird, wäre es der 
Verfügung des saarländischen Gesetzgebers 
an sich entzogen. Etwa notwendig werdende 
Änderungen des Rechts der saarländischen 


Monopole sollen jedoch während der Über- 
gangszeit dem saarländischen Gesetzgeber 
überlassen werden, da dieses Recht nur für 
das Saarland Bedeutung hat und die mit die- 
sem Monopol verbundenen Einnahmen dem 
Saarland zufließen. Nr. 1 sieht daher eine Er- 
mächtigung des Saarlandes nach Artikel 71 
GG vor. 

Ferner entzieht die Erklärung des auf Sachge- 
bieten der konkurrierenden Gesetzgebung im 
Saarland geltenden Rechts, soweit der Bund 
seine Zuständigkeit im übrigen Bundesgebiet 
in Anspruch genommen hat, als Bundesrecht, 
an sich auf den betreffenden Sachgebieten 
dem Saarland die Verfügungsbefugnis über 
dieses Recht (Aufhebung, Änderung, Ergän- 
zung) und überträgt die entsprechende Kom- 
petenz den gesetzgebenden Körperschaften 
des Bundes. Soweit der Bund im Bereich der 
konkurrierenden Gesetzgebung im gesamten 
übrigen Bundesgebiet von seiner Gesetzge- 
bungsbefugnis Gebrauch gemacht hat, ist 
audi die Befugnis zur Setzung neuen Rechts 
vom saarländischen auf den Bundesgesetzge- 
ber übergegangen (vgl. Absatz 1 der Begrün- 
dung zu § 5). Es ist aber nicht damit zu rech- 
nen, daß der Bundestag bei der Fülle seiner 
sonstigen Aufgaben sich eingehend und rasch 
genug mit der viele schwierige Sonderpro- 
bleme bietenden Fortentwicklung des saar- 
ländischen Rechts und mit dessen Anpassung 
an das übrige Bundesrecht befassen kann. In 
vielen Fällen wird wegen der Verschieden- 
artigkeit der Verhältnisse oder wegen des Zu- 
sammenhangs mit dem unter Vorbehalte des 
Saarvertrages fallenden Recht nicht alsbald 
im Saarland das Recht der Bundesrepublik 
eingeführt werden können, sondern zunächst 
das saarländische Recht, auch soweit es im Be- 
reich der konkurrierenden Gesetzgebung 
nach § 5 Bundesrecht geworden ist, weiter 
entwickelt werden müssen. 

Es erscheint daher zweckmäßig, den Verfas- 
sungsorganen des Saarlandes (dem Landtag 
für Rechtsverordnungen der Regierung des 
Saarlandes) eine Ermächtigung zur Aufhe- 
bung und Fortbildung der in diesen Bereich 
gehörigen Rechtsvorschriften und zur Set- 
zung neuen Rechts einzuräumen. Die Befug- 
nis zur Setzung neuen Rechts nach Nr. 2 
Buchstabe b schließt das Recht in sich, Recht, 
das nicht Bundesrecht geworden ist (von der 
ehemaligen Besatzungsmacht gesetztes Recht), 
zu ändern, aufzuheben oder — soweit es sich 
um Kontrollratsrecht handelt — außerWirk- 
samkeit zu setzen. Diese Ermächtigung muß 
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bis zum Ende der Übergangszeit nach Ar- 
tikel 3 des Saarvertrages befristet sein, da 
mit diesem Zeitpunkt die sich aus dem Saar- 
vertrag ergebende Sonderstellung des Saar- 
landes endet; sie muß ferner erlöschen, wenn 
und soweit der Bund in diesem Gesetz oder 
spater allgemeines — d. h. auch im übrigen 
Bundesgebiet geltendes — Bundesrecht auf 
dem betreffenden Sachgebiet einführt oder 
neues Recht mit Geltung — auch oder nur 
• — für das Saarland setzt. Das vom Saarland 
auf Grund dieser Ermächtigung erlassene 
Recht soll — wie der Klarheit wegen aus- 
drücklich im Gesetz erklärt wird — nicht 
Landesrecht, sondern (partikuläres) Bundes- 
recht sein, damit wenigstens formal die 
Rechtsgleichheit mit dem übrigen Bundes- 
gebiet gewahrt und dieses Recht nicht der 
freien Verfügung des Landesgesetzgebers 
überlassen wird. 

Eine derartige Ermächtigung zur Setzung 
von Bundesrecht durch ein Land hat zwar 
im Verfassungsrecht der Bundesrepublik au- 
ßer in der Ermächtigung von Landesregie- 
rungen zum Erlaß von Rechtsverordnungen 
zur Ausführung von Bundesgesetzen — falls 
man diese Verordnungen als Bundesrecht an- 
sieht — kaum ein Vorbild. Doch dürfte hier 
die Zulässigkeit einer solchen Ermächtigung 
nicht in Frage stehen. Auf die eingangs wie- 
dergegebenen Erwägungen über die beson- 
dere Rechtsnatur des hier zu erlassenden Ge- 
setzes darf insoweit verwiesen werden. 

Das auf Grund der Ermächtigung von der 
Saarregierung zu erlassende partikuläre Bun- 
desrecht muß jedoch der Kontrolle des Bun- 
des unterliegen, damit die Wahrung der Bun- 
desinteressen möglich ist. Es ist daher vor- 
gesehen, daß es nur mit Zustimmung der 
Bundesregierung erlassen werden darf. Den 
gesetzgebenden Körperschaften des Bundes 
bleibt unbenommen, die gesetzliche Regelung 
durch Erlaß eines — auch oder nur — im 
Saarland geltenden Bundesgesetzes an sich zu 
ziehen. 

Zu § 7 

Das von der ehemaligen Besatzungsmacht ge- 
setzte Recht soll nicht in Bundes- oder Lan- 
desrecht umgewandclt werden. Damit wird 
klargestellt, daß es durch das Eingliederungs- 
gesetz nicht als deutsches Recht übernommen 
wird, sondern nur außerhalb des Systems 
des deutschen Rechts vorläufig fortgilt. 

Da Recht, das von der ehemaligen Besat- 
zungsmacht gesetzt wurde und weitergilt, 


weder Bundes- noch Landesrecht wird, rich- 
tet sich die Aufhebungskompetenz nach der 
Gesetzgebungskompetenz. Der jeweils zur 
Rechtsetzung befugte Gesetzgeber kann also 
* — mit oder ohne gleichzeitige Neuregelung 
der betreffenden Materie — solches Recht 
aufhebem Im Bereich der konkurrierenden 
Gesetzgebung ist das Saarland entweder 
schon nach Artikel 72 GG, sonst — bis zum 
Ende der Übergangszeit nach Artikel 3 des 
Saarvertrages — nach § 6 Nr. 2 Buchstabe b 
dieses Gesetzes zur Rechtsetzung und damit 
au di zur Aufhebung des von der ehemaligen 
Besatzungsmacht gesetzten Rechts zuständig. 
Einer besonderen Ermächtigung des Saarlan- 
des zur Aufhebung dieses Rechts bedarf es 
daher nidit. 

Zu § 8 

Die Bundesrepublik hat im Saarvertrag auf 
versdiiedenen Gebieten für die Übergangs- 
zeit die Weitergeltung von bisherigem Recht 
vereinbart und der Erstreckung neu zu er- 
lassender Vorschriften des französischen 
Rechts auf das Saarland zugestimmt. Damit 
sind diese Vorschriften der Disposition des 
deutschen Gesetzgebers entzogen. Da sich 
ihre Geltung ausschließlidi nach dem Saarver- 
trag bestimmt, muß für sie die Anwendbar- 
keit der §§ 3 bis 6 bis zum Ende der Über- 
gangszeit nach dem Saarvertrag ausgeschlos- 
sen werden. Nach Beendigung der Über- 
gangszeit finden die §§ 3 bis 6 uneinge- 
schränkt Anwendung. Soweit einzelne Sach- 
gebiete für eine Regelung durch die deutsdie 
Gesetzgebung schon vor dem Ende der all- 
gemeinen Übergangszeit freigegeben werden, 
finden die §§ 3 bis 6 schon von diesem frü- 
heren Zeitpunkt an Anwendung. 

Zu § 9 

Nach dem Inkrafttreten des Grundgesetzes 
im Saarland wären künftig im Saarland Be- 
werber aus dem übrigen Bundesgebiet in 
gleicher Weise wie Saarländer zum Gewerbe- 
betrieb zugelassen. Bei der unterschiedlichen 
Ausgangslage, die durch die fortgeschrittene 
wirtschaftliche Konsolidierung im übrigen 
Bereich der Bundesrepublik gekennzeichnet 
ist, könnte eine solche Gleichsetzung die Ent- 
faltung der bisher im Saarland ansässigen 
Wirtschaft beeinträchtigen. Dabei würde ins- 
besondere ins Gewicht fallen, daß die Fort- 
geltung einer Reihe von Vorschriften, die die 
Gewerbefreiheit im Saarland einschränken, 
im Fiinblick auf Artikel 12 GG als zweifel- 
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haft angesehen werden muß. Es ist deshalb 
erforderlich, zum Schutze der saarländischen 
Wirtschaft das Einströmen von Gewerbetrei- 
benden aus dem übrigen Bundesgebiet in das 
Saarland für einige Zeit einer Kontrolle zu 
unterwerfen. In dieser Zeit wird sich die saar- 
ländische Wirtschaft so weit gefestigt haben, 
daß sie mit den dann auch im Saarland auf- 
tretenden Gewerbetreibenden aus dem übri- 
gen Bundesgebiet in Wettbewerb treten 
kann. Da sich die saarländische Wirtschaft in 
vollem Umfang erst nach Beendigung der 
Übergangszeit des Saarvertrages an die deut- 
schen Wirtschaftsverhältnisse anpassen kann, 
scheint es erforderlich, die vorgesehene 
Schutzfrist für die saarländische Wirtschaft 
bis zum Ablauf von 6 Monaten nach Been- 
digung der Übergangszeit nach Artikel 3 des 
Saarvertrages auszudehnen. 

Auch diese Bestimmung wird von der ein- 
gangs erwähnten Zuständigkeit des einfachen 
Gesetzgebers zur Einführung des Grundge- 
setzes im Saarland gedeckt, denn bei der Ein- 
führung des Grundgesetzes in anderen Tei- 
len Deutschlands ist darauf zu achten, daß 
schwerwiegende Nachteile für den beigetrete- 
nen Teil oder für die Bundesrepublik mög- 
lichst vermieden werden. Es darf deshalb zur 
Vermeidung schwerwiegender Nachteile die 
wirtschaftliche Betätigung der Bewohner des 
übrigen Bundesgebietes in dem hinzukom- 
menden Teil für eine Übergangszeit einge- 
schränkt werden. Diese Übergangszeit ist nur 
nach den wirtschaftlichen Bedürfnissen zu be- 
messen. Sie ist nicht gleichbedeutend mit der 
im Saarvertrag vorgesehenen Übergangszeit. 
Es erscheint deshalb auch verfassungsrecht- 
lich unbedenklich, die Schutzfrist für die 
saarländische Wirtschaft über das Ende der 
Übergangszeit nach dem Saarvertrag hinaus 
auszudehnen. 

Zu § 10 

Nach dem Saarvertrag behält das Saarland 
während der Übergangszeit alle im Saarland 
anfallenden Einnahmen einschließlich der Ein- 
nahmen aus Bundessteuern im Sinne des Ar- 
tikels 106 Abs. 1 GG. Diese Regelung zwingt 
zu einer entsprechenden Übergangsregelung 
für die aus den öffentlichen Einnahmen zu 
deckenden öffentlichen Ausgaben im Saar- 
land. Sie muß von dem Grundsatz ausgehen, 
daß die Steuereinnahmen zur Deckung des 
öffentlichen Finanzbedarfs bestimmt sind. So- 
lange dem Saarland alle in seinem Bereich auf- 
kommenden Steuern zufließen, muß es grund- 


sätzlich auch alle in seinem Bereich anfallen- 
den Ausgaben tragen. 

Dieser Grundsatz ist in Nr. 1 festgelegt und 
erstreckt sich ausdrücklich auch auf diejenigen 
Einnahmen und Ausgaben, die im übrigen 
Bundesgebiet auf den Bund entfallen. Er 
schließt demnach auch die Anwendung des 
Artikels 120 GG aus. Er gilt ebenso für die 
Aufgabenbereiche, die entweder unmittelbar 
nach dem Grundgesetz oder auf Grund des 
im Saarland eingeführten Bundesrechts vom 
Bund in eigener Verwaltung oder vom Saar- 
land im Aufträge des Bundes wahrgenommen 
werden, z. B. die Verwaltung der Bundeswas- 
serstraßen und der Bundesstraßen. Ausge- 
nommen von dem Grundsatz der Nr. 1 sind 
die Bahn- und Postverwaltung, die als Son- 
dervermögen auf Grund des Saarvertrages 
und nach §§11 und 12 dieses Gesetzes schon 
jetzt in die unmittelbare Finanzverantwor- 
tung des Bundes einbezogen werden. 

Um zu vermeiden, daß dem Saarland im Be- 
reich der bundeseigenen Verwaltung und der 
Bundesauftragsverwaltung unzumutbare Be- 
lastungen auferlegt werden, ist vorgesehen, 
daß sich die Gesamtaufwendungen des Saar- 
landes für diese Aufgabenbereiche nach dem 
Gesamtbetrag der im Landeshaushaltsplan 
1956 hierfür veranschlagten Aufwendungen 
bemessen. Dabei sind im Rahmen des Ge- 
samtbetrages Ausgleiche unter den einzelnen 
Ansätzen für die verschiedenen Aufgaben zu- 
lässig. Für Abweichungen von dem Gesamt- 
betrag ist jedoch eine vorherige Einigung 
zwischen dem Saarland und ider Bundesregie- 
rung erforderlich. Die finanzielle Auswir- 
kung einer solchen Einigung wird gegebenen- 
falls bei der Bemessung einer etwaigen 
Finanzhilfe nach Nr. 4 zu berücksichtigen 
sein (vgl. unten). In dem Schlußsatz wird 
klargestellt, daß unter Aufwendungen der 
Zuschußbedarf, d. h. die Ausgaben abzüglich 
der dazugehörenden Verwaltungseinnahmen, 
zu verstehen ist. 

Unter Nr. 3 werden die Konsequenzen aus 
der Sonderstellung des Saarlandes während 
der Übergangszeit auf dem Gebiet des Finanz- 
ausgleichs unter den Ländern gezogen. Das 
Saarland kann nicht in das System dieses 
Ausgleichs einbezogen werden, solange es 
nicht hinsichtlich der Steuer- und Lastenver- 
teilung zwischen Bund und Ländern den übri- 
gen Ländern gleichgestellt ist. 

Die gesamtstaatliche Finanzverantwortung 
des Bundes gegenüber den Ländern, die sich 
nach einem ungeschriebenen Verfassungs- 
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grundsatz aus seiner Stellung als Oberverband 
im Bundesstaat ergibt, wird durch die inNr. 1 
normierte Sonderstellung des Saarlandes wäh- 
rend der Übergangszeit nicht eingeschränkt. 
In Nr. 4 wird deshalb im Rahmen der hier 
notwendigen Sonderregelung, die Einzelzu- 
weisungen des Bundes für spezielle Aufgaben- 
zwecke nicht zuläßt, gesetzlich dem Bund die 
Möglichkeit gegeben, dem Saarland eine all- 
gemeine Finanzhilfe zu gewähren, die sowohl 
zur Deckung eines auf andere Weise nicht 
auszugleichenden Finanzbedarfs im Landes- 
haushalt bestimmt ist, als auch der Wirt- 
schaftsförderung mit dem Ziel der Anpassung 
an die Wirtschaftsstruktur und Wirtschafts- 
entwicklung im übrigen Bundesgebiet dienen 
soll. Bei der Bemessung einer Finanzhilfe des 
Bundes werden im Rahmen der Gesamtlage 
des saarländischen Haushalts auch etwaige 
Mehrbelastungen zu berücksichtigen sein, die 
sich aus der künftigen finanzwirtschaftlichen 
Entwicklung im Saarland ergeben und nicht 
durch Mehreinnahmen oder Minderausgaben 
ausgeglichen werden können. 

Neben einer Bundeshilfe ist auch die Mög- 
lichkeit vorgesehen, die Länder an der Auf- 
bringung der Finanzhilfe für das Saarland zu 
beteiligen. Diese Möglichkeit liegt im Rah- 
men der allgemeinen Ausgleichsverpflichtung, 
die sich aus der Solidarität der Ländergemein- 
schaft gegenüber ihren hilfsbedürftigen Glie- 
dern (vgl. Artikel 107 Abs. 2 GG) ergibt. 

Zu § 11 

Absatz 1: Das ab 1. Januar 1957 auch im 
Saarland geltende Grundgesetz trifft in sei- 
nem Artikel 87 Abs. 1 nur Bestimmungen 
darüber, daß die im Saarland belegenen Ei- 
senbahnen, soweit sie nicht Privatbahnen sind, 
in bundeseigener Verwaltung geführt wer- 
den. Für die Überführung der „Eisenbahnen 
des Saarlandes“, die bisher ein Unternehmen 
mit eigener Rechtspersönlichkeit waren, in 
die Deutsche Bundesbahn bedarf es noch 
einer besonderen Rechtsnorm. Die Mitwir- 
kung eines deutsch-französischen Gemischten 
Ausschusses für Eisenbahnfragen bei der Ver- 
waltung, die gemäß Artikel 38 des Saar- 
vertrages erfolgt, wird von dieser Bestim- 
mung nicht berührt. 

Absatz 2: In der Zeit vom 8. Mai 1945 bis 
zum Inkrafttreten des deutsch-französischen 
Vertrages über die Saar war über das recht- 
liche Schicksal des im Saarland belegenen Teils 
des Vermögens der früheren Reichsbahn 
(Reichseisenbahnvermögen) nicht entschieden 


worden. Das Unternehmen „Eisenbahnen des 
Saarlandes“ (vgl. Artikel 2 der Konvention 
zwischen dem Saarland und Frankreich über 
den Betrieb der Eisenbahnen des Saarlandes 
vom 3. März 1950 — ABI. 1951 S. 30 — ) 
war nicht Trägerin des ehemaligen Reichs- 
eisenbahnvermögens im Saarland, sondern 
eine reine Betriebsgesellschaft. Die Rechts- 
lage war ähnlich wie vor der Bildung der 
Deutschen Bundesbahn in den Ländern der 
früheren französischen Besatzungszone hin- 
sichtlich der Betriebsvereinigung der Süd- 
westdeutschen Eisenbahnen. 

Nunmehr tritt das im Saarland belegene ehe- 
malige Reichseisenbahnvermögen einschließ- 
lich der Vermögensgegenstände, die im Zuge 
der laufenden Verwaltung von den „Eisen- 
bahnen des Saarlandes“ und ihren auf Besat- 
zungsrecht beruhenden Vorgängerverwaltun- 
gen in der Zeit vom 8. Mai 1945 bis zum 
31. Dezember 1956 erworben worden sind, 
zum Vermögen der Deutschen Bundesbahn, 
dessen rechtlicher Bestand durch das Gesetz 
über die vermögensrechtlichen Verhältnisse 
der Deutschen Bundesbahn vom 2, März 
1951 (BGBl. I S. 155) geordnet ist, und wird 
damit Bestandteil dieses Bundessonderver- 
mögens. Dies gilt auch für die Verbindlichkei- 
ten (Absatz 3). 

Absatz 2 entspricht dem § 1 des Bundesbahn- 
vermögensgesetzes und trägt insbesondere 
dafür Sorge, daß von dem Vermögensüber- 
gang alle Vermögensgegenstände aus der Zeit 
vom 8. Mai 1945 bis zum 31. Dezember 1956 
erfaßt werden. Bei Satz 2 ist z. B. an Nieß- 
brauchsrechte, an beschränkte persönliche 
Dienstbarkeiten und an dingliche Vorkaufs- 
rechte gedacht. 

Die Vorschrift des Absatzes 3 soll nur klar- 
stellen, daß die Bestimmung des § 3 Abs. 2 
Satz 1 zweiter Halbsatz des Bundesbahnge- 
setzes, welches nach § 15 Buchstabe 1 des Ge- 
setzentwurfs auch im Saarland in Kraft treten 
soll, sich auch auf die Verbindlichkeiten be- 
zieht, welche vor der Einführung des Bundes- 
bahngesetzes im Saarland begründet worden 
sind; gleichzeitig soll damit geklärt werden, 
daß nur solche Verbindlichkeiten auf das Son- 
dervermögen „Deutsche Bundesbahn“ über- 
gehen, welche sich im Rahmen der Vorschrift 
des § 3 des Bundesbahngesetzes halten. 

Der Vorbehalt hinsichtlich des Artikels 134 
Abs. 4 GG sichert, daß mit diesem Gesetz 
der dort in Aussicht genommenen Regelung 
der Reichsverbindlichkeiten nicht vorgegrif- 
fen wird. 
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Zu § 12 

Absatz 1: Aus der Eingliederung des Saar- 
landes in den Geltungsbereich des Grundge- 
setzes folgt der Übergang der Verwaltung des 
Post- und Fernmeldewesens im Saarland auf 
den Bund (vgl. Artikel 87 GG). Es ist daher 
erforderlich, den Übergang des im Saarland 
befindlichen Post- und Fernmeldevermögens 
auf den Bund (Deutsche Bundespost) klarzu- 
stellen. Dies wird mit § 12 Abs. 1 erreicht. 
Diese Vorschrift, die lediglich den Grundsatz 
des Vermögensiibergangs enthält, ist den §§ 1 
und 2 des Gesetzes über die vermögensrecht- 
lichen Verhältnisse der Deutschen Bundespost 
vom 21. Mai 1953 (BGBl. I S. 225) nachge- 
bildet. 

Absatz 2: Die Eigentumsverhältnisse am Rund- 
funkvermögen sind sowohl im Saarland als 
auch im übrigen Bundesgebiet nicht einwand- 
frei geklart. Eine Überführung des ausschließ- 
lich für Zwecke des deutschen Unterhaltungs- 
rundfunks verwendeten Postvermögens im 
Saarland in das Sondervermögen „Deutsche 
Bundespost“ soll deshalb nicht erfolgen. 
Absatz 3: Die vorgesehene Regelung ist not- 
wendig, um klarzustellen, daß mit den Ver- 
mögensrechten auch die Verbindlichkeiten 
aus dem Postscheck- und Postsparkassendienst 
der saarländischen Post übergehen. Der Vor- 
behalt hinsichtlich des Artikels 134 Abs. 4 
GG sichert, daß mit diesem Gesetz der dort 
in Aussicht genommenen Regelung der 
Reichsverbindlichkeiten nicht vorgegriffen 
wird. 

Satz 2 ist notwendig, weil die Abwicklung 
der aus dem laufenden Abrechnungsverkehr 
nach dem Stand vom 31. Dezember 1956 fest- 
zustellenden Restverbindlichkeiten als eigene 
Angelegenheit des Haushalts des Saarlandes, 
in dessen Kassen die Gelder nach dem bisheri- 
gen Verfahren geflossen sind, anzusehen und 
deshalb von dem Vorgang der Vermögens- 
übertragung getrennt zu behandeln ist. 

Zu § 13 

§13 regelt die Rechtsverhältnisse der Bedien- 
steten und der Versorgungsempfänger von 
Verwaltungen und Einrichtungen im Saar- 
land, die vom Bund übernommen werden 
oder deren Aufgaben auf den Bund überge- 
hen. 

Absatz 1 Satz 1 bestimmt, daß die saarländi- 
schen Eisenbahn- und Postbeamten mit dem 
Inkrafttreten dieses Gesetzes von der Deut- 
schen Bundesbahn und der Deutschen Bun- 
despost übernommen und unmittelbare Bun- 


desbeamte werden. Nach Absatz 2 Satz 1 
sind die Angestellten und Arbeiter der „Ei- 
senbahnen des Saarlandes“ und der Post- und 
Telegraphenverwaltung des Saarlandes von 
den entsprechenden Bundesverwaltungen zu 
übernehmen. 

Nach Absatz 1 Satz 2 und Absatz 2 Satz 2 
gilt für alle Bediensteten der saarländischen 
Bahn und Post das bisherige P v echt zunächst 
weiter; auch die von der Deutschen Bundes- 
bahn und der Deutschen Bundespost im Saar- 
land neu eingestellten Beamten, Angestellten 
und Arbeiter werden im Interesse einer 
gleichartigen Behandlung des gesamten Per- 
sonals zunächst nodi diesem Recht unterstellt 
(Absatz 1 Satz 3 und Absatz 2 Satz 3). Für 
die Beamten soll später, wie aus Absatz 1 
Satz 2 hervorgeht, das für die übrigen Beam- 
ten der entsprechenden Bundesverwaltungen 
geltende Recht eingeführt werden. Die Durch- 
führung dieser Rechtsangleichung wird be- 
sondere Uberleitungsvorschriften erforder- 
lich machen und muß daher einer besonderen 
gesetzlichen Regelung Vorbehalten bleiben. 
Dabei wird insbesondere im Besoldungs- und 
Versorgungsrecht auf die bestehenden und 
noch bis zum Ablauf der Übergangszeit fort- 
dauernden besonderen wirtschaftlichen und 
währungsrechtlichen Verhältnisse im Saarland 
Rücksicht zu nehmen sein. Für die Angestell- 
ten und Arbeiter der Bahn- und Postverwal- 
tung des Saarlandes soll die Angleichung an 
das Tarifrecht der Bundesbahn und Bundes- 
post durch Tarifverträge vorgenommen wer- 
den. Zur Zeit besteht allerdings für den 
öffentlichen Dienst im Saarland keine Mög- 
lichkeit, Tarifverträge abbzuschließen. Das 
saarländische Gesetz über Tarifverträge und 
Schlichtungswesen vom 22. Juni 1950 (Amts- 
blatt des Saarlandes S. 597) in der Fassung 
des Änderungsgesetzes vom 29. Dezember 
1950 (Amtsblatt des Saarlandes 1951 S. 136) 
gilt nach seinem § 2 nicht für den Bereich 
des öffentlichen Dienstes. Die in § 2 für 
diesen Bereich vorgesehene besondere Re- 
gelung ist bisher nicht ergangen. Das im 
übrigen Bundesgebiet geltende Tarifvertrags- 
gesetz vom 9. April 1949 (WiGBl. S. 55) 
in der Fassung des Änderungsgesetzes 
vom 11. Januar 1952 (BGBl. I S. 19), 
das die Möglichkeit zum Abschluß von 
Tarifverträgen auch für den Bereich des 
Öffentlichen Dienstes eröffnen würde, kann 
wegen seiner engen Verflechtung mit dem 
Arbeitsgerichtsgesetz des Bundes vom 3. Sep- 
tember 1953 (BGBl. I S. 1267) in der Fas- 
sung des Änderungsgesetzes vom 2. Dezem- 
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ber 1955 (BGBl. I S. 743) mit diesem Gesetz 
noch nicht eingeiührt werden. Sofern vor Ein- 
führung des Tarifvertragsgesetzes des Bundes 
das Bedürfnis auftritt, für die Angestellten 
und Arbeiter der übernommenen Saarverwal- 
tungen Tarifverträge abzuschließen, bedarf es 
einer Änderung des saarländischen Gesetzes 
über Tarifverträge und Schlichtungswesen, 

Absatz 3 bestimmt, daß auch die Versorgungs- 
empfänger der saarländischen Eisenbahnen 
und der saarländischen Post- und Telegra- 
phenverwaltung Versorgungsempfänger der 
Deutschen Bundesbahn und der Deutschen 
Bundespost werden. Audi für deren Versor- 
gung bleibt zunädist das bisherige Recht maß- 
gebend; Entsprechendes gilt für neu eintre- 
tende Versorgungsfälle. 

Die als Folge der Übernahme der Bedienste- 
ten und Versorgungsempfänger der saarländi- 
schen Eisenbahnen und der saarländischen 
Post- und Telegraphenverwaltung notwendi- 
gen organisatorischen Regelungen sind in Ab- 
satz 4 enthalten. Da für diese Personen die 
Zuständigkeit für dienst- und versorgungs- 
rechtliche Entscheidungen, insbesondere für 
die Ernennung und die Entlassung der Be- 
amten, nicht mehr bei den saarländischen 
Stellen verbleiben kann, mußte bestimmt 
werden, weiche Stellen des Bundes dafür zu- 
ständig sind. Die Vorschrift enthält insoweit 
bereits eine Angleichung an das Bundesrecht, 
indem sie die nach Bundesrecht hierfür zu- 
ständigen Stellen für zuständig erklärt. 

Nach Absatz 5 gelten die für die Übernahme 
der beiden größten Verwaltungen getroffe- 
nen Regelungen des Absatzes 1 Satz 2 und 3 
sowie der Absätze 2 bis 4 entsprechend, wenn 
andere Verwaltungen oder Einrichtungen im 
Saarland vom Bund übernommen werden 
oder wenn deren Aufgaben auf den Bund 
übergehen. Die Übernahme der Bediensteten 
und der Versorgungsempfänger dieser Ver- 
waltungen und Einrichtungen richtet sich 
nach dem hierfür allgemein geltenden Recht, 
soweit nicht für den Einzelfall eine besondere 
gesetzliche Regelung getroffen wird. Für Be- 
amte geht der Entwurf davon aus, daß das 
Erste Beamtenrechtsrahmengesetz am 1. Ja- 
nuar 1957 in Kraft treten wird, das dann 
auch im Saarland gilt. Dieses Gesetz enthält 
in Kapitel II Abschnitt III unmittelbar gel- 
tende Vorschriften für den Fall einer voll- 
ständigen oder teilweisen Eingliederung von 
Körperschaften oder eines vollständigen oder 
teilweisen Übergangs der Aufgaben von Kör- 
perschaften. Die Beamten solcher Körper- 


schaften werden danach kraft Gesetzes von 
den aufnehmenden Körperschaften übernom- 
men oder sind von diesen — bei teilweiser 
Eingliederung oder Aufgabenübernahme — 
anteilig zu übernehmen. Abweichend von den 
Vorschriften des Ersten Beamtenrechtsrah- 
mengesetzes bestimmt Absatz 5 jedoch, daß 
bei einer Übernahme zunächst nicht das 
Recht des neuen Dienstherrn, sondern das im 
Zeitpunkt des Inkrafttretens dieses Gesetzes 
für die übernommenen Beamten geltende 
Recht Anwendung findet. Das gleiche gilt für 
Versorgungsempfänger, Angestellte und Ar- 
beiter, die vom Bund übernommen werden. 

Zu § 14 

§ 14 führt das Bundeswahlgesetz vom 7. Mai 
1956 (BGBl. I S. 383) im Saarland ein, um für 
die kommenden Bundestagswahlen im Saar- 
land die notwendige Rechtsgrundlage zu ge- 
ben. Das Bundeswahlgesetz muß dazu ent- 
sprechend geändert werden. 

Zu § 15 

In § 15 werden Gesetze und eine Verordnung 
aufgeführt, die zum 1. Januar 1957 im Saar- 
land in Kraft treten sollen. Weiteres Bundes- 
recht kann im Saarland durch den Bundesge- 
setzgeber oder nach § 16 eingeführt werden. 

Zu § 16 

Die weitere Einführung deutschen Rechts 
tvird der Bundesregierung zu übertragen sein, 
um die gesetzgebenden Körperschaften des 
Bundes zu entlasten. Daß verfassungsrecht- 
liche Bedenken hiergegen aus Artikel 80 GG 
nicht erhoben werden können, ist durch die 
staatsrechtliche Praxis (§15 Abs. 2 des Drit- 
ten Überleitungsgesetzes) schon entschieden. 
Da in den. einzuführenden Bestimmungen 
sehr häufig Vorschriften über die Zuständig- 
keit von Behörden und über das Verwal- 
tungsverfahren enthalten sind, diese aber 
beim besonderen Verwaltungsaufbau des 
Saarlandes nicht immer anwendbar sind, be- 
darf es einer besonderen Ermächtigung der 
Bundesregierung zur Anpassung dieser Vor- 
schriften. Auch gegen eine solche Ermächti- 
gung dürften keine Bedenken aus Artikel 80 
GG hergeleitet werden können, weil sich der 
Umfang der Ermächtigung aus dem Zweck 
der Vorschrift ergibt. 

Da das Saareingliederungsgesetz der Zustim- 
mung des Bundesrates bedarf, wären an sich 
die nach § 16 ergehenden Rechtsverordnun- 
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gen gleichfalls zustimmungsbedürftig (vgl. 
Artikel 80 Abs. 2 GG). Die Zustimmungsbe- 
dürftigkeit der nach § 16 ergehenden Rechts- 
verordnungen sollte aber ausgeschlossen wer- 
den. Die Möglichkeit der Einführung von 
Bundesrecht im Saarland durch Rechtsverord- 
nung ist zur Entlastung der gesetzgebenden 
Körperschaften vorgesehen worden. Dieser 
Zweck würde nur unvollständig erreicht wer- 
den, wenn die von der Bundesregierung zu 
erlassenden Rechtsverordnungen der Zustim- 
mung des Bundesrates bedürften. Die Ein- 
schaltung des Bundesrates in das Verordnungs- 
verfahren erscheint auch deshalb entbehrlich, 
weil nur das Saarland von den nach § 16 er- 
gehenden Verordnungen betroffen wird. 

Der Regierung des Saarlandes sollte jedoch 
durch die Gewährung eines Anhörungsrech- 
tes die Möglichkeit gegeben werden, zu prü- 
fen, ob die besonderen saarländischen Ver- 
hältnisse der Einführung von Bundesrecht 
entgegenstehen oder eine Anpassung dieses 
Bundesrechts für die Einführung erfordern. 
Das Anhörungsrecht der Regierung des Saar- 
landes bezieht sich dabei nur auf solche 
Rechtsverordnungen, die nach § 16 dieses Ge- 
setzes ergehen sollen, nicht auf solche, bei 
denen die Bundesregierung von einer Ver- 
ordnungsermächtigung, die in einem bereits 


im Saarland eingeführten Bundesgesetz ent- 
halten ist, Gebrauch macht. 

Zu§ 17 

Die Währungsumstellung im Saarland muß 
dem Ziel dienen, die Wirtschaft des Saarlan- 
des in möglichst reibungsloser und gerechter 
Weise in die Gesamtwirtschaft der Bundes- 
republik einzugliedern. Die dafür maßgeb- 
lichen Faktoren sind keine feststehenden 
Größen und werden sich deshalb möglicher- 
weise gegenüber den heutigen Verhältnissen 
bis zum Ende der Übergangszeit verändern. 
Deshalb kann nicht schon heute festgelegt 
werden, wie die Maßnahmen beschaffen sein 
müssen, um das angegebene Ziel zu erreichen. 
Vielmehr sind die entscheidenden Faktoren 
unter Umständen erst so kurz vor dem 
Ablauf der Übergangszeit übersehbar, daß die 
verfügbare Zeit nicht mehr ausreicht, um noch 
durch die gesetzgebenden Körperschaften die- 
jenigen Regelungen zu treffen, die bereits 
mit Einführung der D-Mark-Währung im 
Saarland wirksam werden müssen. 

Zu § 19 

Als Zeitpunkt des Inkrafttretens wird der 
1. Januar 1957 zu bestimmen sein. 
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Anlage 2 


Stellungnahme des Bundesrates 


l. Zu § 1 

In § 1 Abs. 2 Satz 2 sind die Worte „am 

1. Januar I960“ zu ersetzen durch die Worte 
„mit dem Ende der Übergangszeit“. 

Begründung 

Nach dem Saarvertrag kann die Übergangs- 
zeit auch abgekürzt werden; es müssen des- 
halb die in Artikel 29 Abs. 2 und 6 GG vor- 
gesehenen Fristen auf das Ende der Über- 
gangszeit abgestellt werden. 

2. Zu § 9 

a) In § 9 Abs. 1 sind die Worte „bedürfen 
bis zum Ablauf von sechs Monaten nach 
Beendigung der Übergangszeit“ durch die 
Worte „bedürfen bis zum Ablauf eines 
Jahres nach Beendigung der Übergangs- 
zeit“ zu ersetzen. 

Begründung 

Im Hinblick darauf, daß die Dauer der 
Übergangszeit im Saarvertrag nicht fest- 
gelegt ist, erscheint es notwendig, der 
saarländischen Wirtschaft einen hinrei- 
chenden Zeitraum zu belassen, um sich 
auf den Wettbewerb mit bundesdeut- 
schen Unternehmen vorzubereiten. Dies 
ist um so dringlicher, als bei einer Ver- 
kürzung der Übergangszeit die besonde- 
ren Vorteile, die in dem Saarvertrag für 
das letzte Jahr der Übergangszeit vorge- 
sehen sind, nicht zum Tragen kämen. Da 
es der saarländischen Wirtschaft dann an 
einer genügenden Vorbereitungszeit fehlt, 
würde die in dem Entwurf der Bundes- 
regierung bereits vorgesehene Frist von 
6 Monaten nicht ausreichend sein, um die 
Anpassung der saarländischen Wirtschaft 
zu gewährleisten. 

b) Der Bundesrat ersucht die Bundesregie- 
rung, im weiteren Gesetzgebungsverfah- 
ren darauf hinzuwirken, daß in den Ge- 
setzentwurf eine Bestimmung eingefügt 


wird, wonach die gewerblichen Vorschrif- 
ten des Saarlandes hinsichtlich der Zulas- 
sung von Gewerbebetrieben, auch soweit 
sie die Bedürfnisfrage betreffen, bis zu 
einem bestimmten Zeitpunkt aufrechter- 
halten bleiben, soweit dies für eine rei- 
bungslose Überleitung in die deutsche 
Wirtschaft erforderlich ist. 

Begründung 

Die im § 9 Abs. 1 vorgesehene Bestim- 
mung kommt den mittelständischen Be- 
trieben des Saarlandes, insbesondere dem 
Handel, nur in geringem Maße zugute. 
Ihre Lage wäre gefährdet, wenn die jetzt 
im Saarland geltenden Bestimmungen 
über die Bedürfnisprüfung bei der Zulas- 
sung von Filialbetrieben, Einheitspreisge- 
schäften, Warenhäusern usw. ohne Über- 
leitung in Wegfall kämen. Aus wirtschaft- 
lichen und politischen Gründen erscheint 
es geboten, einer ‘solchen Gefährdung der 
mittelständischen Wirtschaft entgegenzu- 
wirken. 

3. Zu § 10 

In § 10 Abs. 4 sind die Eingangsworte „Der 
Bund und die Länder können“ durch die 
Worte „Der Bund kann“ zu ersetzen. 

Begründung 

Wie der Begründung zu § 10 des Regierungs- 
entwurfs zu entnehmen ist (S. 12), soll es sich 
bei der vorgesehenen Finanzhilfe der Länder 
nicht um freiwillige Leistungen handeln, son- 
dern um eine bundesgesetzlich zu regelnde 
Beteiligung an einer Bundeshilfe. Da im § 10 
Nr. 3 ausdrücklich bestimmt ist, daß das 
Saarland bis zum Ende der Übergangszeit am 
Finanzausgleich unter den Ländern nicht teil- 
nimmt, kommt Artikel 107 GG nicht zur 
Anwendung. 

Es mangelt nicht am guten Willen der Län- 
der. Ihre bundesgesetzliche Beteiligung außer- 
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halb des Artikes 107 GG wäre aber grund- 
gesetzwidrig, weil sie gegen Artikel 109 GG 
verstößt. Würde der Bundesrat die Fassung 
der Bundesregierung für zulässig halten, wäre 
auch in anderen Fällen (z. B. Berlin) die Mög- 
lichkeit einer Heranziehung der Länder durch 
einfaches Bundesgesetz anerkannt. 

4. Zu § 16 

§ 16 Abs. 2 ist zu streichen. 

Begründung 

Es wird für erforderlich gehalten, daß die im 
Absatz 1 vorgesehene, sehr weitgehende Er- 
mächtigung der Bundesregierung an die in 
Artikel 80 und 84 GG vorgesehene Zustim- 
mung des Bundesrates gebunden bleibt. Die 
wirtschaftliche und soziale Eingliederung des 
Saarlandes sowie die Anpassung des Verwal- 
tungsaufbaues kann für die übrigen Länder 
präjudizierend sein und auch wirtschaftliche 
Auswirkungen für die deutschen Nachbarge- 
biete des Saarlandes haben. Da ab 1. Januar 
1957 das Saarland Mitglied des Bundesrates 
sein wird, ist ein besonderes Anhörungsrecht 
(§ 16 Abs. 2 Satz 2 des Entwurfs) überflüssig. 

5. Zu § 17a 

Hinter § 17 ist folgender § 17 a einzufügen: 

4 17a 

(1) Zur wirtschaftlichen Eingliederung des 
Saarlandes in die Bundesrepublik sind er- 
mächtigt 

1. die Bundesregierung, durch Rechtsverord- 
nung für Waren saarländischen Ursprungs 
und saarländischer Herkunft, die im Saar-* 
land erworben und in der Zeit vom Tage 
des Inkrafttretens des Saarvertrages ab 
bis zum Ende der Übergangszeit nach 
Artikel 3 des Saarvertrages in den übri- 
gen Geltungsbereich dieses Gesetzes ein- 
geführt werden, Befreiung von allen oder 
einzelnen Eingangsabgaben zu gewähren; 

2. der Bundesminister der Finanzen, durch 
Rechtsverordnung zu bestimmen, daß für 
Waren, die sich beim Ende der Übergangs- 
zeit nach Artikel 3 des Saarvertrages im 
freien Verkehr des Saarlandes befunden 
haben, Zölle und Verbrauchsteuern er- 
stattet, vergütet oder nacherhoben wer- 
den. 

(2) Der Bundesminister der Finanzen kann 
abweichend von den Bestimmungen der 
Reichsabgabenordnung im Verwaltungswege 


die Zoll- und Umsatzausgleichsteuerbeträge 
erlassen, die zur Vorbereitung der wirt- 
schaftlichen Eingliederung des Saarlandes in 
die Bundesrepublik für Einfuhren von Waren 
saarländischen Ursprungs und saarländischer 
Herkunft in die Bundesrepublik bis zum 
Tage des Inkrafttretens des Saarvertrages ge- 
stundet worden sind. 

(3) Die in Artikel 63 Abs. 2 Buchstabe c 
des Saarvertrages vorgesehene Abfertigung 
der Kontingentswaren „zum Verbleib im 
Saarland“ ist Abfertigung zur Verwendung 
unter Zollsicherung im Zollsicherungsverkehr 
(§ 16 Abs. 5 des Zollgesetzes vom 20. März 
1939 — Reichsgesetzbl. I S. 529 — in der 
Fassung des Dritten Zolländerungsgesetzes 
vom 9. August 1956 — Bundesgesetzbl. I 
S. 735). Der Bundesminister der Finanzen 
kann durch Rcchtsverordnung Erleichterun- 
gen anordnen und andere Vorschriften zur 
Durchführung der Artikel 63 und 64 des 
Saarvertrages erlassen.“ 

Begründung zu Absatz 1 
Es ist notwendig, über die in Artikel 48 
Abs. 1 des Saarvertrages vorgesehene Zollbe- 
freiung hinaus saarländische Waren von weite- 
ren Eingangsabgaben (Umsatzausgleichsteuer 
und andere Verbrauchsteuern) entsprechend 
den wirtschaftlichen Erfordernissen während 
der Übergangszeit nach Artikel 3 des Saar- 
vertrages zu befreien. Mit diesen Maßnahmen 
sollte nicht der Bundesgesetzgeber belastet 
werden; der Entwurf sieht daher eine Er- 
mächtigung der Bundesregierung zum Erlaß 
von Rechtsverordnungen vor. 

Es wird sich darüber hinaus beim Ende der 
Übergangszeit die Notwendigkeit ergeben, 
zur Vermeidung ungleicher Wettbewerbsbe- 
dingungen bei gewissen Warenbeständen im 
Saarland eine gegenüber dem übrigen Bun- 
desgebiet unterschiedliche Belastung der Zölle 
und Verbrauchsteuern auszugleichen. Diese 
Regelung sollte zweckmäßig vom Bundes- 
minister der Finanzen im Wege der Rechts- 
verordnung getroffen werden können. 

Begründung zu Absatz 2 
Der Bundesminister der Finanzen hat seit 
Juli 1956 durch Erlasse für bestimmte Waren 
saarländischen Ursprungs und saarländischer 
Flerkunft allgemein die bei der Einfuhr in 
die Bundesrepublik zu erhebenden Zoll- und 
Umsatzausgleichsteuerbeträge gestundet, da 
dies einem dringenden Bedürfnis verschiede- 
ner saarländischer Wirtschaftszweige zur Vor- 
bereitung der späteren Eingliederung in die 
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Bundesrepublik entsprach. Es war in Aussicht 
genommen, die gestundeten Beträge nach dem 
Abschluß des Saarvertrages zu erlassen. Hier- 
zu bedarf es einer Rechtsgrundlage, da nach 
§ 131 der Reichsabgabenordnung Steuern 
(Zölle) nur im Einzelfall und unter bestimm- 
ten, hier nicht gegebenen Voraussetzungen 
erlassen werden können. 

Begründung zu Absatz 3 
Bei der wirtschaftlichen und fiskalischen Trag- 
weite der Kontingentsregelung ist es erfor- 
derlich, jeden möglichen Zweifel bei der Aus- 
legung der Worte Abfertigung „zum Ver- 
bleib im Saarland“ in Artikel 63 Abs, 2 


Buchstabe c des Saarvertrages durch einen 
entsprechenden Hinweis auf das Zollrecht 
(Zollsicherungsverkehr) auszuschließen. Es 
ist andererseits mit Rücksicht auf den Um- 
fang des abzuwickelnden Wareneingangs 
zweckmäßig, eine Ermächtigung für den Bun- 
desminister der Finanzen vorzusehen, nach 
der er sachliche und verfahrensmäßige Er- 
leichterungen und andere Maßnahmen an- 
ordnen kann, um den Zollsicherungsverkehr 
nach Bedürfnis und Vertretbarkeit weitge- 
hend formlos zu gestalten. Außerdem bedarf 
es einer Ermächtigung zur Durchführung der 
sonstigen Bestimmungen der Artikel 63 und 
64 des Saarvertrages. 
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